
 

 

 

Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit (BSW), 

Sachsen-Anhalt 

Beantwortete Wahlprüfsteine des Landesverband Hauskrankenpflege Sachsen-

Anhalt e.V. zur Landtagswahl 2026: 

 

1. Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischem Dienst - 

Doppelprüfungen vermeiden 

Fragen: 

• Sind Sie für eine Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischem 

Dienst zu einer gemeinsamen Prüfbehörde? 

• Sollten Doppelprüfungen begrenzt oder soweit möglich auf wenige bzw. 

gemeinsame Prüfungstermine im Jahr gebündelt werden? 

Antwort:  

Im derzeitigen Prüfsystem erleben viele Pflegeeinrichtungen einen hohen 

bürokratischen Aufwand durch parallele Prüfungen, unterschiedliche Zuständigkeiten 

und teilweise auch unterschiedliche Bewertungsmaßstäbe. Das bindet Personal und 

Zeit, die eigentlich für die Versorgung der Pflegebedürftigen gebraucht werden. 

Wir setzen uns deshalb klar dafür ein, die Prüfverfahren besser aufeinander 

abzustimmen und Doppelprüfungen konsequent zu reduzieren. Eine vollständige 

Zusammenlegung sehen wir jedoch kritisch, da beide unterschiedliche Aufgaben und 

rechtliche Grundlagen haben. 

Unser Ziel ist eine praxisnahe Lösung: weniger Bürokratie, klarere Zuständigkeiten 

und besser koordinierte Prüfungen. Gleichzeitig muss die Qualitätssicherung erhalten 

bleiben und der Schutz der Pflegebedürftigen gewährleistet sein. 

 

2. Begrenzung des pflegebedingten Eigenanteils 

Fragen:  

• Sollte der pflegebedingte Eigenanteil für Versicherte gesetzlich auf einen 

festen Maximalbetrag begrenzt werden? 

• Was könnten aus Sicht Ihrer Partei geeignete Lösungsansätze für diese 

Fragestellung sein? 

Antwort:  

Aus Sicht des Bündnisses Sahra Wagenknecht ist der derzeitige pflegebedingte 

Eigenanteil für viele Pflegebedürftige nicht mehr tragbar. Die stetig steigenden 

Kosten führen dazu, dass immer mehr Menschen im Alter trotz jahrzehntelanger 



 

 

Beitragszahlungen auf Sozialhilfe angewiesen sind. Pflege darf jedoch nicht zur 

Armutsfalle werden! 

Das BSW spricht sich daher klar für die Einführung eines gesetzlichen 

Pflegekostendeckels aus, der den Eigenanteil für Pflegebedürftige auf einen festen 

und verlässlichen Höchstbetrag begrenzt. 

Ein solcher Pflegekostendeckel zur Begrenzung des Eigenanteils sollte 1.000 Euro 

betragen und würde Planungssicherheit für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 

schaffen. 

Gleichzeitig braucht es eine solidarische Gegenfinanzierung, die auch die 

Kommunen nicht zusätzlich belastet. Ziel ist ein System, das gute Pflege ermöglicht 

und für alle bezahlbar bleibt. 

 

3. Investitionskosten in der Pflege 

Fragen:  

• Sollte die Pflegeversicherung so reformiert werden, dass neben den 

Pflegekosten auch die Investitionskosten abgedeckt werden? 

• Hat Ihre Partei andere Vorschläge zur Refinanzierung von Investitionskosten? 

Antwort: 

Das bestehende Finanzierungssystem der Pflege ist aus unserer Sicht nicht mehr 

tragfähig, da Pflegebedürftige zunehmend durch stark steigende Eigenanteile 

überlastet werden. Dazu zählen auch die von den Bewohnerinnen und Bewohnern 

zu tragenden Investitionskosten in Pflegeeinrichtungen, die aktuell einen erheblichen 

Anteil der Gesamtbelastung ausmachen. 

Die Umlage von Investitionskosten auf Pflegebedürftige ist aus unserer Sicht nicht 

gerecht und auf Dauer nicht tragfähig. Investitionen sind in erster Linie Aufgabe der 

Länder. Sachsen-Anhalt hat hier konkrete Möglichkeiten, über Förderprogramme 

gezielt gegenzusteuern und Einrichtungen zu entlasten.  

Wenn Investitionskosten stärker öffentlich getragen werden, lassen sich die 

Eigenanteile spürbar senken. Pflege darf nicht vom Geldbeutel abhängen. 

Das BSW hält eine grundlegende Reform der Pflegeversicherung für dringend 

notwendig! 

Ziel muss es sein, die Eigenanteile deutlich zu begrenzen und Pflegebedürftigkeit 

nicht länger zu einem Armutsrisiko werden zu lassen. 

 

 

 



 

 

 

4. Flexibles Gesamtbudget für Pflegeleistungen 

Frage: 

• Sollten die bisher getrennten Budgets zu einem einheitlichen und flexibel 

nutzbaren Gesamtbudget für Pflegebedürftige zusammengeführt werden? 

Antwort: 

Die derzeitige starre Trennung verschiedener Leistungs- und Budgetbereiche in der 

Pflege ist ein wesentlicher Grund für Intransparenz, Bürokratie und Fehlsteuerungen 

im System. Pflegebedürftige und ihre Angehörigen müssen heute mit 

unterschiedlichen Leistungsarten und Zuständigkeiten umgehen, obwohl der 

tatsächliche Unterstützungsbedarf individuell und oft flexibel ist. 

Das BSW steht daher einer stärkeren Zusammenführung und Flexibilisierung der 

bisherigen Budgets grundsätzlich offen gegenüber. Ein einheitliches und flexibel 

nutzbares Gesamtbudget kann dazu beitragen, Leistungen bedarfsgerechter 

einzusetzen, Bürokratie abzubauen und die Versorgung stärker an den realen 

Lebenssituationen der Pflegebedürftigen auszurichten. 

 

5. Führerscheinkosten für Auszubildende in der ambulanten Pflege 

Frage: 

• Befürworten Sie eine staatliche Übernahme der Führerscheinkosten für 

Auszubildende in der ambulanten Pflege? 

Antwort: 

Das BSW steht Maßnahmen zur gezielten Entlastung und Förderung von 

Auszubildenden in der Pflege grundsätzlich positiv gegenüber.  

Der Fachkräftemangel, auch insbesondere in der ambulanten Versorgung, stellt 

zunehmend ein zentrales Problem dar. 

Eine staatliche Übernahme der Führerscheinkosten für Auszubildende in der 

ambulanten Pflege kann daher ein sinnvoller Beitrag sein, um den Beruf attraktiver 

zu machen und den Zugang zur Ausbildung zu erleichtern. 

 

6. Fachkraftquote und individuelle Personalbemessung in der Nacht 

Fragen:  

• Ist die Abschaffung der nächtlichen Fachkraftquote aus Ihrer Sicht ein 

geeigneter Ansatz, um den Personalmangel zu bewältigen und gleichzeitig die 

wirtschaftliche Situation der Einrichtungen zu entlasten? 



 

 

• Sollte die Personalbemessung in der Nacht stärker an der tatsächlichen 

Bewohnerstruktur ausgerichtet werden, statt an einer starren Quote? 

Antwort: 

Eine pauschale Abschaffung der Fachkraftquote halten wir für nicht zielführend, da 

sie die Versorgungsqualität gefährden könnte. 

Gleichzeitig zeigt die Praxis, dass starre Vorgaben nicht immer den tatsächlichen 

Bedarf abbilden. Deshalb ist eine stärkere Orientierung an der Bewohnerstruktur 

sinnvoll. 

Ziel ist eine differenzierte Lösung, die Fachkräfte entlastet, ohne Standards 

abzusenken. 

 

7. Vergütungsverhandlungen in der Pflege 

Fragen: 

• Sollten Vergütungssätze nach einer festgelegten Frist verbindlich festgesetzt 

werden können, wenn keine Einigung erzielt wird? 

• Wie könnte eine praktikable Lösung diesbezüglich aussehen? 

Antwort: 

Aus Sicht des BSW führt die derzeitige Ausgestaltung der Vergütungsverhandlungen 

im Pflegebereich in vielen Fällen zu langwierigen Verfahren und Unsicherheiten für 

Einrichtungen, Beschäftigte und Kostenträger. Gleichzeitig besteht das Risiko, dass 

notwendige Anpassungen der Vergütung verzögert werden und dadurch sowohl die 

wirtschaftliche Stabilität der Einrichtungen als auch die Arbeitsbedingungen des 

Personals leiden. 

Wir halten es daher grundsätzlich für sinnvoll, Verfahren zur Vergütungsfestsetzung 

zu reformieren und zu beschleunigen. Wenn in einem angemessenen Zeitraum keine 

Einigung zwischen den Verhandlungspartnern erzielt wird, sollte es die Möglichkeit 

geben, verbindliche Entscheidungen durch eine neutrale Schiedsstelle 

herbeizuführen. Ziel muss dabei sein, Blockaden zu vermeiden und 

Planungssicherheit für alle Beteiligten zu schaffen. 

Eine solche Regelung darf nicht zu Lasten der Versorgungsqualität oder der 

Beschäftigten gehen. Eine auskömmliche Finanzierung der Pflege bleibt 

Voraussetzung für gute Arbeitsbedingungen und eine verlässliche Versorgung. 

 

8. Finanzierung der Pflegeausbildung 

Frage: 

• Befürworten Sie eine stärkere Refinanzierung der Ausbildungskosten in der 

Pflege durch Steuermittel? 



 

 

Antwort: 

Die Finanzierung der Pflegeausbildung ist ein zentraler Baustein zur Sicherung des 

Fachkräftebedarfs. Angesichts des zunehmenden Personalmangels in der Pflege ist 

es notwendig, die Ausbildungsbedingungen attraktiver zu gestalten und gleichzeitig 

die Einrichtungen von finanziellen Belastungen zu entlasten. 

Das BSW befürwortet daher grundsätzlich eine stärkere Refinanzierung der 

Ausbildungskosten in der Pflege durch Steuermittel. Die Ausbildung von 

Pflegefachkräften ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und darf nicht 

überwiegend auf die Pflegeeinrichtungen und damit mittelbar auf die 

Pflegebedürftigen abgewälzt werden. Eine stärkere öffentliche Finanzierung kann 

dazu beitragen, Ausbildungsplätze auszubauen und die Qualität der Ausbildung zu 

sichern. 

Gleichzeitig wird betont, dass eine solche Maßnahme Teil einer umfassenderen 

Reform der Pflegefinanzierung sein muss. Dazu gehören insbesondere eine 

solidarischere Ausgestaltung der Pflegeversicherung, die konsequente Finanzierung 

gesamtgesellschaftlicher Aufgaben aus Steuermitteln sowie eine bessere personelle 

und finanzielle Ausstattung der Pflege insgesamt. 

 

9. Verstaatlichung des Pflegesektors 

Frage:  

• Befürworten Sie eine Verstaatlichung des Pflegesektors? 

Antwort: 

Die aktuelle Struktur des Pflegesektors ist in Deutschland stark durch private 

Gewinninteressen geprägt, was zu steigenden Eigenanteilen, Qualitätsunterschieden 

und einem zunehmenden Kostendruck für Beschäftigte und Pflegebedürftige führt. 

Pflege ist jedoch ein elementarer Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und darf nach 

Auffassung des BSW nicht nach Renditegesichtspunkten organisiert werden. 

Vor diesem Hintergrund sprechen wir uns für eine stärkere öffentliche Steuerung und 

klare Regulierung des Pflegesektors aus. 

Eine pauschale Verstaatlichung des Pflegesektors ist jedoch aus unserer Sicht nicht 

das zentrale Ziel. Entscheidend ist die Frage, ob Pflege verlässlich finanziert, 

qualitativ hochwertig und für alle bezahlbar organisiert ist. 

 

 

 

 



 

 

10. Finanzierung zukünftiger Pflegereformen 

Fragen: 

• Schließen Sie eine Pflegereform aus, die ausschließlich durch Umverteilung 

innerhalb des bestehenden Budgets finanziert wird und dadurch zu 

Leistungskürzungen für Pflegebedürftige führen könnte? 

• Was haben Sie für Finanzierungsansätze? 

Antwort: 

Eine Pflegereform, die zu Leistungskürzungen oder einer höheren finanziellen 

Belastung von Pflegebedürftigen führt, ist aus Sicht des BSW klar abzulehnen. 

Angesichts der bereits stark gestiegenen Eigenanteile in der Pflege darf eine Reform 

nicht zulasten der Betroffenen gehen oder die Versorgungssicherheit verschlechtern. 

Das BSW spricht sich stattdessen für eine grundlegende Reform der 

Finanzierungsstruktur der Pflege aus. Ziel ist eine nachhaltige, solidarische und 

auskömmliche Finanzierung, die den tatsächlichen Bedarf deckt und 

Pflegebedürftige wirksam vor Überlastung schützt. 

 

11. Einführung eines Zivildienstes 

Frage:  

• Sind Sie für die Einführung eines Zivildienstes, um junge Menschen an 

Pflegeberufe heranzuführen und kurzfristig zur Versorgungssicherheit 

beizutragen? 

Antwort:  

Aus Sicht des BSW ist der akute Personalmangel in der Pflege ein ernstes 

strukturelles Problem, das nicht durch kurzfristige Ersatzmaßnahmen allein gelöst 

werden kann. Die Versorgungssicherheit in der Pflege erfordert vor allem bessere 

Arbeitsbedingungen, höhere Löhne, verlässliche Personalschlüssel und eine 

insgesamt attraktivere Ausgestaltung der Pflegeberufe. 

Die Einführung eines verpflichtenden Zivildienstes als Instrument zur kurzfristigen 

Stabilisierung der Pflege lehnt das BSW daher ab. 

Ein solcher Ansatz kann zwar punktuell zur Entlastung beitragen, ersetzt jedoch 

keine qualifizierte Fachkraft und birgt zudem die Gefahr, zusätzliche Belastungen für 

das bestehende Pflegepersonal zu erzeugen, wenn unzureichend geschulte Kräfte 

eingesetzt werden. 

Gleichzeitig erkennt das BSW an, dass niedrigschwellige Zugangswege in soziale 

Berufe sinnvoll sein können, um junge Menschen für Pflege- und Gesundheitsberufe 

zu interessieren. Freiwillige Orientierungs- und Bildungsangebote, Praktika oder ein 



 

 

gut ausgestalteter Bundesfreiwilligendienst können hier eine bessere Alternative 

darstellen als verpflichtende Modelle. 

 

12. Zukünftige Ausgestaltung des Pflegegeldes 

Fragen: 

• Soll die direkte Auszahlung von Pflegegeld an Pflegebedürftige bzw. deren 

Pflegepersonen wie bisher fortgeführt werden? 

• Halten Sie Reformen – einschließlich möglicher Einschränkungen oder einer 

Abschaffung des derzeitigen Pflegegeldes zugunsten stärker 

zweckgebundener Leistungen für erforderlich, um die Qualität der Versorgung 

sicherzustellen? 

Antwort: 

Das Pflegegeld ist ein zentraler Bestandteil der sozialen Absicherung 

pflegebedürftiger Menschen und ihrer Angehörigen. Es ermöglicht insbesondere die 

häusliche Pflege, stärkt die Selbstbestimmung der Betroffenen und würdigt die 

Leistung pflegender Angehöriger. 

Vor diesem Hintergrund sprechen wir uns klar dafür aus, die direkte Auszahlung des 

Pflegegeldes in der bisherigen Form fortzuführen. Eine Schwächung oder 

Einschränkung dieser Leistung würde die Situation vieler Pflegebedürftiger und ihrer 

Familien erheblich verschärfen und steht im Widerspruch zu dem Ziel, Pflege 

möglichst wohnortnah und menschenwürdig zu gestalten. 

Reformüberlegungen, die auf eine Einschränkung oder Abschaffung des 

Pflegegeldes zugunsten stärker zweckgebundener Leistungen abzielen, sehen wir 

kritisch. 

Statt Leistungskürzungen oder Umstrukturierungen zulasten der Betroffenen braucht 

es eine nachhaltige Stärkung der Pflegeversicherung. Dazu gehören insbesondere 

eine verlässliche Finanzierung, die Entlastung von Pflegebedürftigen bei 

Eigenanteilen sowie bessere Rahmenbedingungen für pflegende Angehörige und 

Pflegekräfte. 

 

13. Regional übliches Entgeltniveau 

Fragen: 

• Sind Sie für eine Evaluierung oder Anpassung der Regelungen zum regional 

üblichen Entgeltniveau, um eine nachhaltige Finanzierung der 

Pflegeeinrichtungen sowie eine Begrenzung der Eigenanteile für 

Pflegebedürftige sicherzustellen? 



 

 

• Welche Maßnahmen planen Sie, um sowohl die wirtschaftliche Tragfähigkeit 

der Pflegeeinrichtungen als auch die finanzielle Zumutbarkeit für 

Pflegebedürftige künftig sicherzustellen? 

Antwort: 

Wir befürworten eine Evaluierung und gegebenenfalls Anpassung der Regelungen 

zum regional üblichen Entgeltniveau, sofern diese dazu beiträgt, die Refinanzierung 

der Pflegeeinrichtungen realistisch und verlässlich sicherzustellen. 

Dabei gilt jedoch klar: Kostensteigerungen dürfen nicht einseitig auf Pflegebedürftige 

abgewälzt werden. Ziel muss es sein, sowohl die wirtschaftliche Stabilität der 

Einrichtungen zu sichern als auch die Eigenanteile für Betroffene wirksam zu 

begrenzen. Pflege darf nicht zum Armutsrisiko werden. 

Um die wirtschaftliche Tragfähigkeit der Pflegeeinrichtungen und die finanzielle 

Zumutbarkeit für Pflegebedürftige zu sichern, braucht es vor allem eine Begrenzung 

der Eigenanteile, eine verlässliche Refinanzierung tariflicher Löhne sowie eine 

stärkere Steuerfinanzierung. Ziel ist aus unserer Sicht eine stabile Pflegeversorgung, 

die qualitativ hochwertig und für alle bezahlbar bleibt. 

 


